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вE~i~EFF Information über Vorratsdatenspeicherung as a Service [#21492]  
BEZUG Ihre  E-Mail-Anfrage vom  12. Mai 2017  

Sehr geehrter Herr Meister, 

mit Ihrer E-Mail vom  12. Mai 2017  haben Sie beantragt, Ihnen alle Informationen (inklu-

sive Memos, Vermerken, Gesprächsprotokollen, Entwürfen, Notizen, Eingaben, Schrift-

wechseln, Gutachten) zur „sehr engen Zusammenarbeit mit Uniscon" im Rahmen 

dessen Produkts „Vorratsdatenspeicherung  as a Service  (VDSaaS)" zu übersenden. 

Dabei haben Sie auf einen Link verwiesen, unter dem ein Schreiben  der  Firma Uniscon 

GmbH  an die  Firma Posteo vom  26.04.2017  zu finden ist,  in  dem das oben genannte 

UNISCON-Produkt als eine Lösung beworben wird,  die „in  sehr enger Zusammenarbeit 

mit dem Bundeswirtschaftsministerium entstanden" ist. 

Hierzu ergeht folgende Entscheidung:  

1. Ihr Antrag wird abgelehnt.  

2. Der  Bescheid ergeht gebühren- und auslagenfrei. 

Begründung: 

Ein Anspruch auf Informationszugang gemäß §  1  Absatz  1  IFG besteht im vorliegenden 

Fall nicht.  Die  für Fragen zur Vorratsdatenspeicherung fachlich zuständige Organisa- 
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sејtе2voпz tionseinheit im Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat zu keinem Zeitpunkt  
an der  Entstehung  der  als „Vorratsdatenspeicherung  as a Service  (VDSaaS)" bezeich-

neten Lösung  der  Firma Uniscon mitgearbeitet.  Es  liegen demzufolge keine Unterlagen  

der von  Ihnen bezeichneten  Art  darüber vor,  die  übersandt werden könnten. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie erhoben werden. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Husch 
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